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Dr. Christian Lange-Hausstein/Tim Kremer

Das „Daten-Dilemma“ bei der Identifizierung von
Personen mittels eID und Smart-eID – Problemskizze
und Aufl�sung

Alle Bundesministerien und das Kanzleramt haben die Verbreitung von „digitalen Identit�ten“, deren Bestandteil
die Online-Ausweisfunktion „eID“ ist, im Rahmen der „Digitalstrategie Deutschland“ als sog. „Hebelprojekt“ priori-
siert. Mit der eID k�nnen Personen sich schnell, sicher und datensparsam identifizieren. Die geldw�scherechtlichen
Anforderungen an die Meldung eines Verdachtsfalls wurden allerdings zun�chst nicht an die digitale Variante des
Personalausweises angepasst. Die bisher vorhandenen Anforderungen erzeugten f�r Verpflichtete ein in diesem
Beitrag als „Daten-Dilemma“ bezeichnetes Problem. Daraus folgten Compliance-Risiken, die die Verbreitung der
eID zu verhindern drohten. Die Risiken und die sich mittlerweile abzeichnende praktikable L�sung des Problems
werden im Folgenden n�her beleuchtet.

Das Daten-Dilemma
Verpflichtete des Finanz- und Nichtfinanzsektors k�nnen
Personen mit der Online-Ausweisfunktion identifizieren
(§ 12 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 GwG i.V.m. § 18 Abs. 1 bzw.
Abs. 2 PAuswG). Die Online-Ausweisfunktion gibt es in
der Auspr�gung „eID“ und wahrscheinlich ab dem Herbst
2023 in der Auspr�gung „Smart-eID“. Bei der eID sind die
Ausweisdaten auf einem Chip auf der Ausweiskarte gespei-
chert. Der Chip auf der Ausweiskarte kann bspw. �ber
Schnittstellen von Smartphones ausgelesen werden. So
k�nnen die Ausweisdaten in dem Smartphone oder auf
einem angeschlossenen Computer benutzt werden – etwa
zur Online-Er�ffnung eines Kontos. Bei der „Smart-eID“
sind die Ausweisdaten direkt im Smartphone gespeichert.
Hier wird bei der Verwendung der Smartphone-Speicher
ausgelesen. Nachfolgend sind mit „eID“ beide Auspr�gun-
gen gemeint. Bei ihrer Nutzung durch Verpflichtete konnte
sich im Zusammenhang mit den geldw�scherechtlichen
Meldepflichten bislang ein sogenanntes „Daten-Dilemma“
ergeben. Wie das Dilemma entstand und wie Verpflichtete
es nunmehr aufl�sen k�nnen, wird nachfolgend dargestellt.

Verdachtsmeldung und Meldepflichtverstoß
Ausgangspunkt der �berlegungen ist die in § 43 GwG ver-
ankerte Pflicht, wonach Verpflichtete geldw�scherechtliche
Verdachtsf�lle an die Financial Intelligence Unit (FIU) mel-
den m�ssen. Die FIU stellt als Zentralstelle f�r Finanztrans-
aktionsuntersuchungen das Portal goAML f�r Verdachts-
meldungen nach dem Geldw�schegesetz zur Verf�gung.
Die Eingabemaske des Portals sieht f�r vollst�ndige Mel-
dungen vor, dass unter anderem diese Daten eingegeben
werden m�ssen: Geschlecht, Geburtsland, Ausweisnum-
mer. Entscheidend ist, dass die Nicht-Angabe der Ausweis-
nummer bislang zur Zur�ckweisung der Meldung f�hrte
(FIU goAML Handbuch Stand 15. Juli 2019, Anlage 1,
S. 1). Unsicher war bis zu einer j�ngst erfolgten Klarstel-

lung von BMF und FIU (dazu sogleich) zudem, was pas-
siert, wenn „Geschlecht“ und „Geburtsland“ nicht angege-
ben werden. Es kam also f�r Verpflichtete ein Meldepflicht-
verstoß in Betracht (§ 43 GwG), wenn sie die Daten bei
einem Verdachtsfall nicht angaben.

Erhebung der „zus�tzlichen“ Daten
Zur Vermeidung eines Meldepflichtverstoßes lag es f�r Ver-
pflichtete nahe, die drei „zus�tzlichen“ Daten Geschlecht,
Geburtsland und Ausweisnummer zu erheben. Das wird f�r
Verpflichtete vor allem dann zu einem Problem, wenn sie
die eID zur Identifizierung benutzen wollen, denn diese Da-
ten sind nicht auf der eID gespeichert. Sie k�nnen also be-
reits aus technischen Gr�nden nicht im Rahmen der Identi-
fizierung mittels eID erhoben werden. Am Markt ist es da-
her verbreitet, die Daten durch zus�tzliche Eingaben der
betroffenen Personen zu erheben. Daf�r sind verschiedene
Verfahren im Einsatz, etwa das Abfotografieren der Aus-
weiskarte per App. Das begegnet allerdings deutlichen Be-
denken. Denn Geschlecht, Geburtsland und Ausweisnum-
mer sind personenbezogene Daten, sodass die DSGVO auf
ihre Verarbeitung anwendbar ist (Art. 2 Abs. 1 DSGVO).
Bereits ihre Erhebung stellt einen Verarbeitungsvorgang im
Sinne der DSGVO dar (Art. 4 Nr. 2 DSGVO). Die Verarbei-
tung von personenbezogenen Daten ist allerdings verboten,
es sei denn, sie ist erlaubt (sogenanntes datenschutzrechtli-
ches Verbot mit Erlaubnisvorbehalt). Ob eine Erlaubnis zur
Erhebung der zus�tzlichen Daten vorliegt, ist – wie im Fol-
genden n�her gezeigt wird – zweifelhaft.

Keine gewillk�rte Erlaubnis
Zun�chst ist die Erhebung der zus�tzlichen Daten nicht
schon deshalb erlaubt, weil die betroffene Person in die Er-
hebung einwilligt (sog. „gewillk�rte Erlaubnis“, s. Art. 6
Abs. 1 S. 1 lit. a) DSGVO). Denn eine solche Einwilligung
w�rde nicht freiwillig erkl�rt werden, wenn der Vertrags-
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schluss, in dessen Rahmen die Daten erhoben werden, an
die Bedingung ihrer Erkl�rung gekn�pft werden w�rde. Sie
muss aber freiwillig sein (Art. 7 Abs. 4 DSGVO). Ist sie
nicht freiwillig, ist die Einwilligung unwirksam. Verst�ße
gegen Art. 7 DSGVO werden streng sanktioniert (Art. 83
Abs. 5 lit. a) DSGVO).

Die Erhebung ist auch nicht deshalb zul�ssig, weil sie f�r
die Erf�llung vertraglicher Pflichten der GwG-Verpflichte-
ten erforderlich w�re (Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. b) Var. 1
DSGVO). Denn aus dem Schuldverh�ltnis zwischen den
Verpflichteten und der betroffenen Person ergibt sich die
Pflicht zur Erhebung oder sonstigen Verarbeitung der Da-
ten gerade nicht.

Die Erhebung der zus�tzlichen Daten kann schließlich auch
nicht darauf gest�tzt werden, dass sie f�r die Durchf�hrung
vorvertraglicher Maßnahmen erforderlich ist (Art. 6 Abs. 1
S. 1 lit. b) Var. 2 DSGVO). Denn in dieser Variante fordert
die DSGVO, dass die Erhebung „auf Anfrage der betroffe-
nen Person“ erfolgt. Eine Anfrage zur Erhebung ihrer Daten
durch Verpflichtete stellen betroffene Personen aber typi-
scherweise nicht.

Keine gesetzliche Erlaubnis
Auch die �brigen in Betracht kommenden Erlaubnisgr�nde
der DSGVO liegen nicht vor, sodass Verpflichtete die Erhe-
bung von Geschlecht, Geburtsort und Ausweisnummer bei
der Identifizierung mittels eID auch nicht auf diese Weise
rechtfertigen k�nnen. Aus dem Katalog der Erlaubnis-
gr�nde in Art. 6 Abs. 1 DSGVO k�men als Erlaubnis der
Datenverarbeitung v.a. die Erforderlichkeit zur Erf�llung
einer rechtlichen Pflicht (lit. c)) und die sog. Interessenab-
w�gung (lit. f)) in Betracht.

Die Erlaubnis zur Erhebung wegen einer rechtlichen Pflicht
scheitert aber daran, dass es keine rechtliche Pflicht im
Sinne der DSGVO gibt, die die Erhebung von Geburtsort,
Geschlecht und Ausweisnummer erforderlich macht. Dazu
im Einzelnen:

Keine Pflicht aus Aufzeichnungspflichten
Als rechtliche Pflicht i.S.v. Art. 6 Abs. 1 lit. c) DSGVO k�n-
nen nicht die geldw�scherechtlichen Aufzeichnungspflich-
ten des Verpflichteten angef�hrt werden. F�r die eID gelten
andere Aufzeichnungspflichten als f�r die Vor-Ort-Kon-
trolle von Personen (§ 8 Abs. 2 S. 6 GwG). Im Falle der
Identifizierung mit eID „ist anstelle der Art, der Nummer
und der Beh�rde, die das zur �berpr�fung der Identit�t vor-
gelegte Dokument ausgestellt hat, das dienste- und kartenspe-
zifische Kennzeichen und die Tatsache, dass die Pr�fung an-
hand eines elektronischen Identit�tsnachweises erfolgt ist,
aufzuzeichnen“. Geschlecht, Geburtsland und Ausweisnum-
mer sind davon nicht erfasst. Anders als bei der Vor-Ort-
Kontrolle bestehen zudem auch nicht „das Recht und die

Pflicht“, eine Kopie des Ausweises zu erstellen (§ 8 Abs. 2
S. 2 GwG). Denn dieses Recht ist nach dem Wortlaut be-
grenzt auf die anderen genannten Dokumente – es erstreckt
sich explizit nicht auf Vorg�nge, in denen die eID aus dem
Ausweis gelesen wird.

Keine Pflicht aus den Vorgaben f�r die FIU
Eine Erlaubnis zur Erhebung der zus�tzlichen Daten durch
die Verpflichteten ergibt sich auch nicht aus den Pflichten
der FIU, zur Erf�llung ihrer Aufgaben Daten zu verarbeiten
(Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. c DSGVO i.V.m. §§ 27 ff. GwG, insb.
§ 29 GwG). Denn die Vorschriften betreffen nur die Verar-
beitung durch die FIU selbst – und nicht die Verarbeitung
durch die Verpflichteten, die der der FIU m�glicherweise
vorangeht. Gleiches gilt f�r die allgemeinen Vorschriften des
deutschen Datenschutzrechts im BDSG. Sie regeln die Verar-
beitung durch �ffentliche Stellen zu bestimmten Zwecken
(§ 3 BDSG bzw. § 23f. BDSG). Auch sie regeln die Verarbei-
tung durch �ffentliche Stellen aber ohne Bezug zu der im
Vorfeld m�glicherweise n�tigen Verarbeitung durch die Ver-
pflichteten, sodass sie keine Auswirkungen auf die Rechtm�-
ßigkeit der Verarbeitung durch Verpflichtete haben.

Keine Pflicht aus der Pflicht zur �bermittlung
Eine Erlaubnis zur Erhebung der zus�tzlichen Daten durch
die verpflichteten Organisationen ergibt sich auch nicht da-
raus, dass m�glicherweise zuk�nftig ein Verdachtsfall und
eine daraus hervorgehende Pflicht zur �bermittlung an die
FIU vorliegt (Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. c) DSGVO i.V.m. § 43
GwG). Die �bermittlung von Daten an die FIU ist unter
der Voraussetzung geboten, dass ein Verdachtsfall vorliegt.
In diesem Fall ist die �bermittlung zul�ssig. Allerdings: Die
Voraussetzung der �bermittlung, n�mlich der Verdachts-
fall, liegt im Moment der Erhebung der Daten noch nicht
vor. Typischerweise ergibt sich aus den bei Begr�ndung der
Gesch�ftsbeziehung vorhandenen Informationen nicht,
dass die Person oder ihr Verhalten k�nftig einen Verdachts-
fall begr�nden wird.

Verpflichtete, die die Erhebung der Daten auf die bloße
M�glichkeit einer Verdachtsmeldung st�tzen, w�rden also
Daten erheben, ohne zu wissen, ob der Zweck der Erhebung
(Verdachtsmeldung) jemals erf�llt wird. Der Zweck der
Verarbeitung ist aber der Dreh- und Angelpunkt jeder Da-
tenverarbeitung. Im Falle der Nutzung der eID l�ge faktisch
eine „Vorratsdatenspeicherung“ vor f�r den Fall, dass ir-
gendwann mal ein Verdacht besteht. So wird man Art. 6
S. 1 lit. c) DSGVO kaum interpretieren k�nnen.

Keine Pflicht aus Existenz der Eingabemaske
Eine Erlaubnis zur Erhebung der Daten wird sich ferner
auch nur schwer auf die bloße Existenz der Eingabefelder
der FIU im Portal goAML st�tzen lassen (i.V.m. Art. 6
Abs. 1 S. 1 lit. c) DSGVO). Es ist insoweit bereits nicht er-
kennbar, aus welcher gesetzlichen Norm die FIU ihren Ent-
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scheidungs- oder Gestaltungsspielraum bei der Bereitstel-
lung des international genutzten Portals ableitet. Die ein-
schl�gigen gesetzlichen Regeln enthalten keine Listen von
Daten, die �ber das Portal zu melden sind (§§ 43 und 44
GwG). Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) ist
auch nur zum Erlass einer Verordnung erm�chtigt, mit der
es die „Form“ der Meldung nach §§ 43 und 44 GwG n�her
bestimmt (§ 45 Abs. 5 GwG). Die Erm�chtigung zur Be-
stimmung der „Form“ der Meldung kann aber nicht zur
Bestimmung des Inhalts der Meldung (Datenfelder) be-
rechtigen. Zudem ist nicht erkennbar, dass das BMF von
der Erm�chtigung �berhaupt Gebrauch gemacht hat. Legte
man daher zugrunde, dass es sich bei der Maske um
„faktisches Verwaltungshandeln“ handelt, w�re danach zu
fragen, ob die Bereitstellung der Maske zur Eingabe eine
„rechtliche Verpflichtung“ im Sinne der insoweit maßgeb-
lichen DSGVO begr�nden w�rde (Art. 6 Abs. 1 S. 1 lit. c)
DSGVO). Das ist nicht der Fall. Rechtliche Verpflichtungen
im Sinne der DSGVO sind n�mlich nur mitgliedstaatliche
Rechtsakte (Art. 6 Abs. 3 DSGVO). Darunter werden par-
lamentarische Gesetze, Verordnungen oder Satzungen ge-
fasst – nicht aber durch Verwaltungsrealakte geschaffene
Online-Masken.

Keine Zul�ssigkeit aufgrund Interessenabw�gung
Schließlich k�me in Betracht, die Erhebung der zus�tz-
lichen Daten darauf zu st�tzen, dass die Daten zur Wah-
rung der berechtigten Interessen der Verpflichteten oder
eines Dritten erforderlich sind und Grundrechte und
Grundfreiheiten der betroffenen Person nicht �berwiegen
(sogenannte „Interessenabw�gung“ nach Art. 6 Abs. 1 S. 1
lit. f) DSGVO).

Dann m�sste die Erhebung von Geschlecht, Geburtsland
und Ausweisnummer im Rahmen der Identifizierung mit-
tels eID ein berechtigtes Interesse im Sinne der DSGVO
wahren. Auch das ist zweifelhaft. Denn die DSGVO stellt in
solchen F�llen besonders hohe Anforderungen daran, die
Erforderlichkeit der Datenverarbeitung zu bejahen:

Das Interesse der verantwortlichen Stelle, also der Ver-
pflichteten, d�rfte darin bestehen, im Falle einer geld-
w�scherechtlichen Verdachtsmeldung vollst�ndig melden
zu k�nnen. Das kann grunds�tzlich ein berechtigtes Inte-
resse darstellen. Insoweit kommt eine Anlehnung an die Er-
w�gungen des DSGVO-Gesetzgebers in Betracht. Dieser
h�lt „die Verhinderung von Betrug“ f�r ein berechtigtes In-
teresse (Erw�gungsgrund 47 S. 6 DSGVO). Der DSGVO-
Gesetzgeber schr�nkt diese Bewertung allerdings zugleich
ein: Wenn es um die Verhinderung von Betrug geht, sollen
nicht, wie im DSGVO-Text ansonsten �blich, alle „erfor-
derlichen“ Daten verarbeitet werden k�nnen. Ein berech-
tigtes Interesse k�nne nur so weit bejaht werden, wie die
Verarbeitung im f�r die Verhinderung von Betrug „unbe-
dingt erforderlichen Umfang“ durchgef�hrt wird (Erw�-

gungsgrund 47 S. 6 DSGVO). Entscheidend ist also, ob die
Erhebung von Geschlecht, Geburtsland und Ausweisnum-
mer „unbedingt erforderlich“ ist, um einem Geldw�sche-
verdacht nachgehen zu k�nnen. Wenn man das bejaht,
w�rde die Erhebung von einem berechtigten Interesse ge-
tragen. Das ist aber schwer begr�ndbar. Die �brigen Daten
reichen aus der Sicht des Bundesamts f�r Sicherheit in der
Informationstechnik (BSI) aus. Das BSI h�lt die eindeutige
Identifizierung einer Person insbesondere f�r nicht abh�n-
gig von der Ausweisnummer. Vornamen, Familienname,
Anschrift, Geburtsname, Geburtsdatum und -ort, die alles-
amt auf der eID enthalten sind und erhoben werden d�rfen,
gen�gen dem BSI stattdessen (BSI, Technische Richtlinie
TR-03160-1, Servicekonten, Teil 1: Identifizierung und Au-
thentisierung, Version 0.9.4 vom 24. April 2020, S. 7).

Selbst wenn man dar�ber hinwegk�me, w�re noch eine wei-
tere H�rde der Interessenabw�gung zu nehmen: Die betrof-
fene Person muss die Verarbeitung erwarten k�nnen (Erw�-
gungsgrund 47 S. 2 DSGVO). Sie muss die konkrete Verar-
beitung, hier also die Speicherung zur Verwendung bei einer
Verdachtsmeldung, absehen k�nnen (Erw�gungsgrund 47
S. 4 DSGVO). Diese Erwartung kann theoretisch durch In-
formationen „hergestellt“ werden, die die Verpflichteten in
ihren Datenschutzhinweisen mitteilen. Das sehen deutsche
Datenschutzaufsichtsbeh�rden allerdings anders. Obwohl
es richtigerweise auf alle Quellen ankommen muss, die eine
Erwartung beeinflussen (und nicht auf eine wertende Be-
trachtung), halten die Datenschutzbeh�rden an der – aus
unserer Sicht schwer vertretbaren – Meinung fest, dass die
gesetzlich vorgeschriebenen Datenschutzhinweise nicht
dazu dienen k�nnen, eine Erwartung zu beeinflussen. Eine
andere M�glichkeit, die Datenverarbeitung zum Zwecke et-
waiger Verdachtsmeldungen auf sinnvolle Weise „absehbar“
zu machen, ist nicht erkennbar. Im Ergebnis bleibt daher
festzuhalten, dass die Erhebung von Geschlecht, Geburtsort
und Ausweisnummer auch kaum auf die Interessenabw�-
gung gest�tzt werden kann.

Gleichstellungsrechtliches Parallelproblem
Hinzu kommt, dass nach dem goAML-Handbuch als Ge-
schlecht nur „weiblich“, „m�nnlich“ oder „unbekannt“ an-
gegeben werden kann (FIU Handbuch Anhang 2 – XML-
Schema Dokumentation, Ziffer 5.16 auf S. 77.). Das ist aus
gleichstellungsrechtlichen Gr�nden problematisch. Perso-
nen sollen (etwa auf einer Online-Strecke f�r Vertrags-
schl�sse) nach der Rechtsprechung zwischen mehr Varian-
ten als m�nnlich und weiblich ausw�hlen k�nnen oder gar
keine Angabe machen m�ssen (OLG Frankfurt, Urteil vom
21. Juni 2022 – 9 U 92/20; BVerfG, Beschluss vom 10. Okto-
ber 2017 – 1 BvR 2019/16). Verpflichtete, die deshalb bspw.
„divers“ als Auswahl anbieten, k�nnen in goAML keine zu-
treffende Angabe �ber einen Verdachtsfall machen, wenn
die Person „divers“ gew�hlt hat. Denn weder „weiblich“,
„m�nnlich“ noch „unbekannt“ w�rde zutreffen.
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Das Dilemma
Mit den von goAML gestellten Anforderungen an Mitteilun-
gen nach § 43 GwG einerseits und den daten- und gleichstel-
lungsrechtlichen Hindernissen bei der Erhebung der von
goAML geforderten Daten andererseits ist das Dilemma auf-
gezeigt, dem GwG-Verpflichtete bei der Nutzung der eID
zur Identifizierung von Personen bisher ausgesetzt waren:

Entweder verzichteten die Verpflichten auf die Erhebung
der von goAML geforderten zus�tzlichen Daten und ent-
gingen so dem Vorwurf, einen Datenschutzverstoß zu bege-
hen und/oder die Regeln der Gleichstellung zu verletzen.
Dann gingen sie aber das Risiko ein, Verdachtsmeldungen
nicht vollst�ndig abgeben zu k�nnen und damit einen Mel-
depflichtverstoß zu begehen, weil die Daten gefordert wa-
ren und sie sie nicht hatten.

Alternativ konnten die Verpflichteten den Meldefall i.S.v.
§ 43 GwG vorbereiten, indem sie die zus�tzlichen Daten er-
hoben, etwa indem sie Personen zum Abfotografieren des
Ausweises per App oder zur Eingabe aufforderten. Dann
stand aber ein Datenschutzverstoß wegen fehlender recht-
licher Erlaubnis zur Erhebung und Speicherung im Raum,
der jedenfalls all jene Personen betraf, gegen die kein zu
meldender Verdacht bestand (was jedenfalls zum Zeitpunkt
der Erhebung der Daten typischerweise noch 100 Prozent
der Personen sein sollten).

Aufl�sung des Daten-Dilemmas
Die Unsicherheit, die das Dilemma hervorrufen konnte,
konnte dazu beitragen, dass Marktteilnehmende die eID
nicht einsetzten. Das Dilemma, das durch den Widerspruch
zwischen dem Meldeportal und der DSGVO ausgel�st
wurde, h�tte sich entweder durch eine �nderung der
DSGVO bzw. des GwG oder eine Anpassung der Meldepra-
xis der FIU aufl�sen lassen. Hierf�r haben die Verb�nde der
Deutschen Kreditwirtschaft („DK“) Ende 2022 das BMF
und die ihm unterstellte FIU �ber das Dilemma und seine
Auswirkungen informiert und Vorschl�ge erarbeitet, wie
das Dilemma zugunsten einer datenschutzfreundlichen
Verbreitung der eID aufgel�st werden kann. Erfreulicher-
weise haben BMF und FIU sich f�r die Anpassung der Mel-
depraxis entschieden. Im Einzelnen:

Datenfelder Geschlecht und Geburtsland
Das BMF hat den DK-Verb�nden zun�chst best�tigt, dass
in F�llen, in denen die Datenfelder „Geburtsland“ und „Ge-
schlecht“ im goAML-Portal nicht ausgef�llt werden, dies
nicht zur Zur�ckweisung der Verdachtsmeldung f�hrt. Das
bedeutet, dass Verpflichtete nunmehr auch gleichstellungs-
rechtliche Vorgaben durch Erhebung von „divers“ erf�llen
k�nnen, ohne Gefahr zu laufen, im Meldefall durch die An-
gabe von „m�nnlich“, „weiblich“ oder „unbekannt“ eine
unwahre Angabe machen zu m�ssen. Wenn Verpflichtete
eine Meldung abgeben wollen, die eine Person betrifft, die

„divers“ angegeben hat, k�nnen sie einfach nichts angeben,
bis das Portal die Auswahl „divers“ erm�glicht. Gleiches
gilt f�r das Geburtsland.

Datenfeld Ausweisnummer
Die FIU hat den DK-Verb�nden zudem mitgeteilt, dass das
dienste- und kartenspezifische Kennzeichen, das im Rah-
men der Nutzung der eID statt der Ausweisnummer gem�ß
§ 8 Abs. 2 S. 6 GwG aufzuzeichnen ist, im Verdachtsfall in
das Feld „Ausweisnummer“ eingetragen werden kann. Das
dienste- und kartenspezifische Kennzeichen kann, anders
als die Ausweisnummer, aus der eID ausgelesen werden.
Verpflichtete k�nnen in ihren Identifizierungsprozessen
nun also den Geschwindigkeitsvorteil der eID ausnutzen,
indem sie auf die Erhebung der Ausweisnummer verzich-
ten.

Die FIU teilte zudem mit, dass sie das FIU-Handbuch zum
Portal zeitnah entsprechend anpassen wolle.

Ausblick
Den Klarstellungen aus dem BMF und der FIU ist zu ver-
danken, dass Verpflichtete nunmehr auch dann, wenn sie
die eID einsetzen, bei Verdachtsmeldungen in allen zwin-
gend auszuf�llenden Feldern korrekte Angaben machen
k�nnen. Die Klarstellungen haben zudem die entschei-
dende und aus freiheitsrechtlicher Sicht zu begr�ßende
Folge, dass Verpflichtete im Rahmen der Identifizierung
weniger Daten erheben k�nnen als bislang. Online-Ver-
tragsstrecken werden durch den Wegfall von zus�tzlichen
Erhebungsvorg�ngen auch deutlich verk�rzt. Insbesondere
ist es nicht mehr erforderlich, Ausweiskopien anzufertigen.
Die Klarstellungen werden zudem zur Verbreitung der eID
beitragen. Das ist insoweit wichtig, als die eID auch ein
wesentlicher Bestandteil der EU-Digital Identity Wallet
werden soll. Deren Akzeptanz wird voraussichtlich mit der
eIDAS-Novelle vor allem auch f�r Verpflichtete des Finanz-
sektors gesetzlich verpflichtend werden, sodass es sich be-
reits heute lohnt, die eID zu integrieren.
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